
Zusammenfassung

Mit dieser Mitteilung soll die Diskussion über das europäische Vertragsrecht durch Einbeziehung des
Europäischen Parlaments, des Rates und aller interessierten Kreise einschließlich der Wirtschaft, der
Juristen aus Praxis und Wissenschaft und der Verbraucherverbände ausgeweitet werden.

Die Angleichung bestimmter spezieller Teilbereiche des Vertragsrechts auf EG-Ebene erstreckt sich
auf eine ständig steigende Anzahl von Einzelfragen. Der EG-Gesetzgeber hat dabei einen selektiven
Ansatz gewählt und Richtlinien zu bestimmten Verträgen oder Marketingtechniken erlassen, bei denen
ein besonders starker Harmonisierungsbedarf festgestellt wurde. Nunmehr möchte die Europäische
Kommission erfahren, inwieweit ein Bedarf an weitreichenderen Maßnahmen der EG auf dem Gebiet
des Privatrechts besteht, und zwar insbesondere, inwieweit damit zu rechnen ist, dass bei einem
einzelfallbezogenen Vorgehen nicht alle Probleme gelöst werden können.

Die Kommission möchte wissen, ob sich aus den Unterschieden im Vertragsrecht der Mitgliedstaaten
Probleme ergeben, und wenn ja, welche. Insbesondere wird in dieser Mitteilung die Frage
angesprochen, ob das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts durch Probleme im
Zusammenhang mit dem Abschluss, der Auslegung und der Anwendung von grenzüberschreitenden
Verträgen beeinträchtigt sein könnte. Die Kommission ist ferner an der Frage interessiert, ob
Unterschiede im Vertragsrecht der Mitgliedstaaten vom Abschluss grenzüberschreitender Geschäfte
abhalten oder deren Kosten erhöhen. Darüber hinaus möchte sie erkunden, ob der bislang verfolgte
Ansatz der sektoralen Harmonisierung des Vertragsrechts zu Unstimmigkeiten auf EG-Ebene oder zu
Problemen wegen uneinheitlicher Umsetzung des EG-Rechts und wegen unterschiedlichen nationalen
Umsetzungsvorschriften führen könnte.

Für den Fall, dass konkrete Probleme ausgemacht werden, wäre die Kommission auch an
Stellungnahmen zu der Frage interessiert, wie das Problem gelöst werden sollte oder könnte. Als
Hilfestellung für die Erarbeitung möglicher Lösungen enthält die Mitteilung eine nicht abschließende
Aufzählung denkbarer Lösungen. Selbstverständlich sind aber andere Lösungsvorschläge ebenfalls
willkommen.

– Die Lösung festgestellter Probleme könnte dem Markt überlassen bleiben.

– Förderung der Ausarbeitung unverbindlicher gemeinsamer Vertragsrechts-Grundsätze, auf
die Vertragsparteien bei der Abfassung von Verträgen, nationale Gerichte und
Schiedsgerichte in ihren Entscheidungen und nationale Gesetzgeber bei der Ausarbeitung
von Gesetzentwürfen zurückgreifen könnten.

– Überarbeitung und Verbesserung des geltenden EG-Vertragsrechts mit dem Ziel der
Vereinheitlichung oder der Anpassung, um auch Fallkonstellationen erfassen zu können, die
zur Zeit des Erlasses der Rechtsvorschriften noch nicht absehbar waren.

– Erlass neuer Rechtsvorschriften auf EG-Ebene. Dabei könnten verschiedene Elemente
miteinander kombiniert werden: Wahl des geeigneten Instruments (Verordnung, Richtlinie
oder Empfehlung); Verhältnis zum nationalen Recht (das ersetzt werden oder daneben
weitergelten könnte); Umfang der Notwendigkeit zwingender Regelungen; Wahlmöglichkeit
für die Vertragsparteien, die EG-Regelung anzuwenden, oder automatische Anwendbarkeit
der EU-Regelung in Form eines Sicherheitsnetzes von Auffangbestimmungen für den Fall,
dass die Parteien keine konkrete Lösung vereinbart haben.
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